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Verordnung Uber die Organisation der
Bahninfrastruktur (OBI-Verordnung)

Erlauterungen

1 Einleitung

Die eidgendssischen Rate verabschiedeten am 28. September 2018 das Bundesgesetz tber die Or-
ganisation der Bahninfrastruktur (OBI). Mit dem OBI-Mantelerlass werden zehn bestehende Bundesge-
setze teilrevidiert. Dabei erfahren das Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 19572 (EBG) und das Per-

sonenbeférderungsgesetz vom 20. Marz 2009° (PBG) die meisten Anderungen.

Der OBI-Mantelerlass fordert die Transparenz im schweizerischen Bahnsystem, reduziert Diskriminie-
rungspotenziale, erhoht die Effizienz und tragt so zur langfristigen Verbesserung des heutigen Systems
bei. Im Fokus von OBI stehen die Uberfilhrung der Trassenvergabestelle (TVS) in eine unabhéngige
Anstalt des Bundes mit zusatzlichen Kompetenzen, die Schaffung einer gesetzlichen Basis fir System-
fuhrerschaften, die EinrAumung von Mitwirkungsrechten fur Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) bei
der Fahrplan- und Investitionsplanung und die Starkung der Schiedskommission fiir den Eisenbahnver-
kehr (SKE) sowie deren Umbenennung in RailCom. Zudem werden mit OBI die Rechte der Passagiere
verstarkt.

Diese Gesetzesanderungen erfordern Prazisierungen auf Verordnungsstufe. Betroffen sind zehn beste-

hende Verordnungen. Ferner liegt ein Entwurf fir eine neue Verordnung iber die TVS vor.
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2 Grundziige der Verordnungsanpassungen

2.1 Trassenvergabestelle

Die TVS soll in Zukunft als unabhé&ngige Stelle des Bundes die Erstellung eines diskriminierungsfreien
Fahrplans gewéhrleisten. lhre Rechtsform als 6ffentlich-rechtliche Anstalt entspricht den Vorgaben des
Bundesrates zur Corporate Governance beziglich der Steuerung von verselbsténdigten Einheiten. Die

Organe der TVS sind der Verwaltungsrat, die Geschaftsleitung und die Revisionsstelle.

In einer neuen Verordnung Uber die Trassenvergabestelle (TVSV) sollen die Zusténdigkeit der TVS, die
einzelnen Aufgaben, der Beizug Dritter fiir die Fahrplanerstellung, die Ubermittlung von Informationen
sowie die Gebiuhren geregelt werden. Zudem sind bestehende Verordnungen dahingehend anzupas-
sen, dass bestimmte, derzeit den Infrastrukturbetreiberinnen (ISB) Ubertragene Aufgaben neu von der

TVS wahrgenommen werden

2.2 Mitwirkungsrechte

EVU und Anschliesser sind direkt von den Investitionsentscheiden der ISB betroffen. Das Gesetz
schreibt deshalb vor, dass sie einen besseren Zugang zu den Informationen der ISB erhalten. Zudem
sichert es den im Netzzugang téatigen EVU und den Anschliessern neben einem Informationsrecht auch
ein Mitwirkungsrecht zu. Die Details zum Mitwirkungsprozess sowie zu den Rekursmdglichkeiten wer-

den auf Verordnungsebene festgehalten.

2.3 Systemfuhrerschaften

Ubergeordnete Aufgaben des Infrastrukturbetriebs oder der Infrastrukturentwicklung (Systemaufgaben)
kénnen von einer sogenannten Systemfuhrerin fir mehrere Unternehmen wahrgenommen werden (Sy-
stemflihrerschaften). Das Bundesamt fir Verkehr (BAV) kann eine Systemfiihrerschaft im Bereich Inf-
rastruktur dann in Auftrag geben, wenn ein Effizienzsteigerungspotenzial besteht, dadurch die Interope-
rabilitat verbessert wird oder einheitliche Losungen im Interesse der Kundschaft des offentlichen
Verkehrs sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn eine Systemfiihrerin die Verantwortung fur die
Entwicklung oder Weiterentwicklung eines technischen Systems ibernimmt. Sie tut dies stellvertretend

fur die betroffenen EVU und arbeitet mit diesen eng zusammen.

In erster Linie sollen alle bereits bestehenden und vom BAV beauftragten Systemfiihrerschaften auf
eine einheitliche rechtliche Grundlage gestellt werden. Das BAV kann weitere Systemfiihrerschaften in
Auftrag geben. Die Verordnung regelt die Einzelheiten der Systemfiihrungsvertrage sowie den Einbezug

der RailCom.

2.4 RailCom

Mit OBI erhélt die Regulierungsbehoérde zusatzliche Kompetenzen, um den diskriminierungsfreien Netz-
zugang zu gewabhrleisten. Im Rahmen der gangigen schweizerischen Praxis fiir Regulierungsbehdrden

(EICom, ComCom, PostCom) wird die bisherige SKE in RailCom umbenannt. Die Grundsatze zu den
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Gebuhren und Abgaben sowie zur Zusammenarbeit mit den zustandigen Regulierungsstellen der EU-
Staaten werden neu auf Verordnungsebene festgelegt. Zudem tritt die neue Bezeichnung RailCom in
der Verordnung an die Stelle der bisherigen Bezeichnung (Schiedskommission).

Die Starkung der Regulierungsbehdrde RailCom erfordert geméss Botschaft des Bundesrates vom 16.

November 2016* zur Organisation der Bahninfrastruktur die Schaffung einer zusatzlichen Vollzeitstelle.

2.5 Passagierrechte

Die gesetzlichen Regelungen fir Verspatungen, verpasste Anschliisse und Ausfélle betreffen nur kon-
zessionierte Transportunternehmen und somit nicht Buslinien, welche ausschliesslich grenziberschrei-
tende Reisende befdrdern und nicht konzessioniert, sondern bewilligt sind. Der Bundesrat kindigte in
seiner Botschaft zu OBI jedoch bereits an, im Sinne einer Verbesserung der Passagierrechte und einer
Vereinheitlichung der Wettbewerbsbedingungen auch die Vorschriften im grenziiberschreitenden Bus-
verkehr dem europaischen Standard anpassen zu wollen. Die vorgeschlagene Anderung der Verord-
nung vom 4. November 2009° Uiber die Personenbefdrderung (VPB) orientiert sich an den in der EU
bereits seit Jahren geltenden Vorschriften.

Mit OBl wurde der Rahmen fir die Ubernahme der EU-Passagierrechte im Eisenbahnverkehr ge-
schaffen. Bewusst Uberliess das Parlament dem Bundesrat die Kompetenz, die Einzelheiten auf Ver-
ordnungsstufe zu regeln. Im Vordergrund stehen die praktischen Bedtrfnisse der Reisenden bei Un-
fallen, das Recht auf Informationen, die Rechte von Menschen mit Behinderungen oder
eingeschrankter Mobilitéat, die Fortsetzung der Fahrt, die Weiterreise mit einer gednderten Strecken-
fuhrung sowie die Fahrpreiserstattung und Hilfeleistung bei einer Annullierung oder Verzégerung der
Abfahrt.

Das BAV ist als Aufsichtsbehorde fur die Wahrung der Passagierrechte und fur die Uberwachung ihrer
Umsetzung verantwortlich. Dadurch erhéht sich geméass OBI-Botschaft aus dem Jahr 2016 der Bedarf

an personellen Ressourcen im Umfang einer Vollzeitstelle.

2.6 Diverses

Die Vorlage beinhaltet weitere Verordnungsanpassungen, die Verbesserungen, Bereinigungen oder

kleinere Anderungen in Einzelbereichen betreffen.

4 BBI 2016 8661
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3 Erlauterungen zu den einzelnen Bestimmungen

(In runden Klammern wird auf die jeweilige einschlagige gesetzliche Grundlage verwiesen.)
3.1 Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 25. November 1998

Anhang 1, Ziffer VIl 2.2.3

Die Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung enthélt eine abschliessende Liste aller ein-
schlagigen Verwaltungsstellen und Anstalten. Als solche ist neu auch die TVS in den Anhang aufzu-

nehmen.
3.2 Gebuhrenverordnung BAV vom 25. November 1998’

Nach dem Gesetz muss sich auch die RailCom teilweise Uber Gebihren finanzieren; der Bundesrat soll
hierzu die nétigen Vorschriften erlassen. Eine eigene Verordnung ware daflr nicht zweckmassig, daher
soll die bestehende Gebuhrenverordnung des BAV entsprechend angepasst werden. Weil sich damit

ihr Geltungsbereich erweitert, erhalt sie einen neuen Titel und die Zweckbestimmung wird erganzt.

Art. 1 Bst. d

Da die Vorschriften der Allgemeinen Gebuihrenverordnung vom 8. September 20048 nicht ausreichen,
um die Gebiihren der RailCom abschliessend zu regeln, wird die bestehende Gebuhrenverordnung BAV
(neu: Gebuhrenverordnung fur den 6ffentlichen Verkehr) erganzt. Das betrifft auch den Zweckartikel.
Mit OBI (Art. 40a%inaiies EBG) gelten fiir das Klageverfahren vor der RailCom die Bestimmungen des
Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 20. Dezember 1968° (VWVG), insbesondere Artikel 63—-69 VWVG,
sinngemass. Somit findet die Gebuhrenverordnung BAV auf das Klageverfahren vor der RailCom keine

Anwendung.

Art. 13 Gebilhren- und Abgabenverfligung

Inhalt und Titel des Artikels stimmen nicht Uberein. Deshalb werden im Artikel zusatzlich zu den Abga-

ben neu auch die Gebiihren erwahnt.

Art. 26

Der Gebiihrensatz der RailCom von 100 his 250 Franken pro Arbeitsstunde entspricht den Ansatzen

der anderen Regulatoren im Infrastrukturbereich.

6 SR 172.010.1
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3.3 Verordnung vom 14. Oktober 2015 tiber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung
der Bahninfrastruktur (KPFV)

Art. 7 Abs. 2

Das Eisenbahngesetz sieht vor, dass die TVS die Investitionspléane der ISB veroffentlichen soll, damit
die EVU und Anschliesser ihr Mitwirkungsrecht wahrnehmen kénnen. Die KPFV beauftragt das BAV,
diese Unterlagen fur Dritte zugénglich zu machen.

Art. 24 Abs. 4-6 Investitionsplan und Mitwirkung

EVU und Anschliesser sind daran interessiert, dass der Verkehr fliissig und effizient abgewickelt werden
kann und dass die notwendigen Kapazitaten fir das Rangieren und Formieren der Zuge verflgbar sind.
Das Eisenbahngesetz gibt ihnen deshalb ein Mitwirkungsrecht in der Investitionsplanung der ISB. Eine
solche Mitwirkung findet bereits heute auf verschiedenen Ebenen statt. Das im Gesetz formulierte Recht
soll spatestens dann greifen, wenn der Investitionsplan durch die ISB festgelegt wird. Das Mitwirkungs-
recht besteht darin, Auskinfte und Begriindungen zu erhalten und dazu Stellung nehmen zu kénnen.
Es sieht jedoch keine Rechtsmittel vor. Hingegen soll es den interessierten Unternehmen freigestellt
sein, ihre Anliegen auch dem BAV zu unterbreiten, das die Investitionsplane im Rahmen des Leistungs-
vereinbarungs-Controllings prift und mit den ISB bespricht. Aber auch hier bleibt dieses Mitwirkungs-

recht ohne Rechtsmittel.

Ein formelles Rechtsmittel besteht, wenn eine Diskriminierung behauptet wird. Fir diese Beurteilung ist
die RailCom zustandig. Sie kann aber nur dartiber befinden, ob das Verfahren diskriminierend war. Die
inhaltliche Beurteilung der Investitionsentscheide verbleibt beim BAV.

Von den ISB wurde die Frage aufgeworfen, ob die Verordnung das Mitwirkungsrecht gegeniiber dem
Plangenehmigungsverfahren abgrenzen musse. Eine solche Notwendigkeit besteht nicht, da das Mit-
wirkungsrecht durch das Eisenbahngesetz ganz klar in den Kontext der Investitionsplanung gesetzt wird

und nicht in den Bereich der Detailprojektierung, welche viel spater erfolgt.

Art. 33 Abs. 1 und 1°s

Die heutige Regelung Uber die Umsetzungsvereinbarungen (Zustandigkeit des UVEK) hat sich grund-
satzlich bewahrt. Sie ist jedoch wenig geeignet fir Umsetzungsvereinbarungen kleineren Umfangs, ins-
besondere fiir solche, die nur die Projektierung regeln, und fiir die Anderung bestehender Vereinbarun-
gen. Bis eine Anpassung des Eisenbahngesetzes erfolgt sein wird — was Zeit in Anspruch nimmt —, soll

eine Ubergangsregelung auf Verordnungsebene getroffen werden.

Art. 37a

Die Vertrage Uber die Systemaufgaben sind im Eisenbahngesetz detailliert geregelt. Als einzige Detail-
festlegung drangt es sich auf, eine jahrliche Kiindigungsmaoglichkeit fir Systemfuhrungsvertrage auf das

Ende eines Jahres mit einer Frist von 12 Monaten vorzusehen. Damit werden sowohl die Interessen der

10 SR 742.120
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Systemfiihrerin wie auch jene des BAV angemessen berlicksichtigt. Die Fristen sind in Ubereinstim-
mung mit der Finanzierung, die tber jahrliche Zahlungskredite erfolgt.

3.4 Eisenbahn-Netzzugangsverordnung vom 25. November 1998 (NZV)

Ersatz eines Ausdrucks

Mit dieser Generalanweisung wird aufgrund der neuen Zustandigkeiten an den erwdhnten Stellen der
Ausdruck «Infrastrukturbetreiberin» durch «Trassenvergabestelle» ersetzt.

Art. 11 Abs. 4

Diese Anderung drangt sich auf, um der TVS in begriindeten Fallen Flexibilitat bei der Trassenzuwei-

sung zu ermdglichen.

Art. 11b Abs. 1bis, 2 erster Satz und 5 erster Satz

Das Vorgehen im Falle von geplanten Einschréankungen richtet sich nach EU-Recht. Bei Streckensper-
ren ist neu die TVS statt die ISB flr die Umleitungstrassen zustandig. Die Veréffentlichung 12 Monate
vor dem Beginn der betroffenen Fahrplanperiode bezweckt die Aktualisierung der Information tber die
Einschréankung.

Art. 12a Abs. 4

Da TVS und ISB nicht mehr identisch sind, missen die jeweiligen Aufgaben zugewiesen werden (Abs.
1 und 2). Die Pflicht, die auf Uberlasteten Strecken getroffenen Massnahmen (Abs. 3) durch das BAV

genehmigen zu lassen, kann, nachdem die TVS nun unabhangig ist, entfallen.

Art. 12b

Die NZV verpflichtet die ISB bisher nicht zur Erstellung einer Rahmenkapazitatserklarung; diese ist hin-
gegen Bestandteil des einschlagigen EU-Rechts. Fir die Erleichterung des grenziiberschreitenden G-
terverkehrs auf der Schiene ist Schweiz bestrebt, ihre einschlagigen Rechtsvorschriften mit dem EU-
Recht so weit wie moglich zu harmonisieren. Neu wird die TVS deshalb eine Rahmenkapazitatserkla-

rung veroffentlichen, wie dies im angrenzenden Ausland bereits heute der Fall ist.

Art. 12¢c Abs. 3

Das Recht, die Einzelheiten des Bietverfahrens zu regeln, geht vom BAV an die TVS uber.

Art. 14 Abs. 1 dritter Satz, Abs. 2 erster Satz und Abs. 5

Der Artikel definiert die verschiedenen Rollen der ISB und der TVS im Stérungsfall.

1 SR 742.122 6/16
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Art. 25 RailCom

Aufgrund der Umbenennung der Schiedskommission im Eisenbahnverkehr in RailCom und der Préazi-
sierung ihrer Aufgaben, insbesondere die Verpflichtung zum Austausch mit den Regulierungsstellen der
EU-Staaten, wird der Artikel neu gefasst.

Art. 26 Abs. 1

Die Einsichtsrechte des BAV und der RailCom sind bereits in umfassender Weise im Gesetz festgelegt.

Art. 27 Abs. 1 und 3

Wie bereits mit dem OBI-Gesetz wird der Begriff «Widerruf» durch «Entzug» ersetzt. Die Begriffe Entzug
und Widerruf sollen neu einheitlich verwendet werden. Beim Entzug handelt es sich um eine Rechtsfolge
rechtswidrigen Handelns; der Entzug ist daher entschadigungslos zul&ssig. Der Widerruf hingegen er-
folgt aufgrund eines Uberwiegenden offentlichen Interesses trotz rechtmassigen Handelns des Konzes-

sionsinhabers, weshalb der Widerruf eine Entschadigungspflicht auslést.

3.5 Eisenbahnverordnung vom 23. November 19832

Art. 5b Abs. 4

Im Sinne einer einheitlichen Terminologie (vgl. Erlauterungen zu Art. 27 Abs. 1 und 3 NZV) handelt es

sich hier um die Regelung eines Entzugs.

Art. 15f Abs. 1 und 3

Bei der Ubernahme der Richtlinie 2008/57/EG? iiber die Interoperabilitat des Eisenbahnsystems in der
Europaischen Union (Interoperabilitatsrichtlinie) hat sich die Schweiz dazu verpflichtet, ein Infrastruk-
turregister nach den europaischen Vorschriften einzurichten. Das Infrastrukturregister wird durch die
TVS gefihrt. Die ISB eines Normalspurnetzes mussen sich zwingend darin eintragen; alle anderen ISB
kénnen es auf freiwilliger Basis nutzen. Zwar dient das schweizerische Infrastrukturregister als Grund-
lage fUr das europaische Register, es bleibt fir die innerstaatlichen Verfahren der Schweiz jedoch wei-
terhin zuganglich. Das BAV regelt die Nutzung des Registers auf Verfahrensebene, die TVS ist fir die

Fuhrung des Registers zustandig.

Art. 15v Abs. 5

Im Sinne einer einheitlichen Terminologie (vgl. Erlauterungen zu Art. 27 Abs. 1 und 3 NZV) handelt es

sich hier um die Regelung eines Entzugs.

12 SR 742.141.1

13 Richtlinie 2008/57/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 (iber die Interoperabilitat des Eisen-
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3.6 Gutertransportverordnung vom 25. Mai 2016 (GUTV)

Art. 6a  Gewadhrung des diskriminierungsfreien Zugangs zu Dienstleistungen im Gutertransport auf der

Schiene

Gemass Artikel 25 Absatz 2 des Gutertransportgesetzes vom 25. September 2015 (GUTG) kann der
Bundesrat Vorschriften erlassen, um Diskriminierungen in Zusammenhang mit dem Gutertransport auf
der Schiene zu verhindern. Bei Dienstleistungen, die im Rahmen der Zustellung von Ziigen, Wagen
oder Wagengruppen zwischen einer Eisenbahninfrastruktur (z. B. einem Formations- oder Annahme-
bahnhof) und Anschlussgleisen oder Umschlagsanlagen fir den kombinierten Verkehr (KV-Umschlags-
anlagen) erbracht werden, besteht ein gewisses Diskriminierungspotenzial, da solche Dienstleistungen
an einem Bahnhof in der Regel aufgrund der Gréssenvorteile nur von einem einzelnen Unternehmen
erbracht werden. Mit den Bestimmungen zur Einhaltung der Regeln, die fiir Dritte gelten, bei Erbringung
von Leistungen fir den eigenen Bedarf und zur Gleichbehandlung von Dritten sowie den damit verbun-
denen Publikationspflichten wird solchen Diskriminierungen massgeblich vorgebeugt. Die Bestimmun-
gen von Artikel 6 GUTV werden auf den raumlichen Bereich ausserhalb des Anschlussgleises bzw. der
Umschlaganlage ausgedehnt. Dabei wird das Gebot der Diskriminierungsfreiheit nur bezuglich der «ver-
kehrlichen» Dienstleistungen (z. B. Rangieren) geregelt, das Diskriminierungsfreiheitsgebot beztiglich
der Infrastruktur ist weiterhin tiber den Netzzugang geregelt. Die RailCom ist fur die Uberwachung des

diskriminierungsfreien Zugangs zu Dienstleistungen im Guterverkehr auf der Schiene zustandig.

3.7 Seilbahnverordnung vom 21. Dezember 2006'°

Art. 60 Abs. 3

Im Sinne einer einheitlichen Terminologie (vgl. Erlauterungen zu Art. 27 Abs. 1 und 3 NZV) handelt es
sich hier um die Regelung eines Entzugs.

3.8 Verordnung vom 4. November 2009' tiber die Personenbeférderung

Art. 11  Flughafentransfers

(Art. 9 Abs. 1 und 2 PBG)

Artikel 11 Absatz 1 wurde aufgehoben; sein Inhalt findet sich neu in Artikel 9 Absatz 2 PBG. Zudem
wurden einige Anpassungen vorgenommen. Neu ist prazisiert, dass es sich bei den konzessionierten
Verkehrsangeboten um Angebote fir den Fernverkehr handelt (Art. 9 Abs. 2 Bst. b Ziff. 1 PBG). Des
Weiteren wird bestimmt, dass jede neue Transportleistung im Regionalverkehr die bestehenden Ange-
bote zu erganzen hat. Dadurch wird das bisher geltende Verbot der wesentlichen Konkurrenzierung von

Verkehrsangeboten, die von der 6ffentlichen Hand mitfinanziert sind, abgelost.

14 SR 742411
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Der geltende Artikel 11 Absatz 2 bezieht sich auf Angebote im Regionalverkehr; er wird angepasst, um

dem neuen Wortlaut Rechnung zu tragen.

Art. 12 Abs. 3

Dieser Artikel strebt eine Vereinfachung der Bearbeitung der Konzessionsgesuche an, die neu elektro-

nisch eingereicht werden kdénnen.

Art. 22 Entzug der Konzession

In Artikel 9 Absatze 3 und 4 PBG ist der Entzug der Konzession bereits ausfuhrlich geregelt.

Art. 47  Entzug der Bewilligung

(Art. 9 Abs. 3 Bst. b PBG)

Im Sinne einer einheitlichen Terminologie (vgl. Erlauterungen zu Art. 27 Abs. 1 und 3 NZV) handelt es

sich hier um die Regelung eines Entzugs.

Art. 52a Rechte von Menschen mit Behinderungen oder eingeschrankter Mobilitat im bewilligten grenz-
Uberschreitenden Linienbusverkehr

Gerade im Bereich des bewilligten grenziberschreitenden Linienbusverkehrs weist das eidgendssische
gegentber dem europaischen Recht Liicken auf. Dies betrifft insbesondere die Vorgaben hinsichtlich
der Rechte von Menschen mit Behinderungen oder eingeschrankter Mobilitéat. Da der grenziberschrei-
tende Linienbusverkehr bewilligungs- und nicht konzessionspflichtig ist, finden die fir den 6ffentlichen
Verkehr relevanten Vorgaben des Behindertengleichstellungsgesetzes — mit Ausnahme des Diskrimi-
nierungsverbotes — keine Anwendung. Artikel 52a VPB schliesst diese Licke. Durch den Verweis auf
die einschlagigen Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 181/2011® entsprechen nun auch die schwei-
zerischen Vorgaben dem europaischen Standard. Die Ubernahme der Verordnung im bewilligten grenz-
Uberschreitenden Linienbusverkehr ist aufgrund des internationalen Charakters dieses Verkehrsange-
botes sinnvoll. Fur die im EU-Raum zuriickgelegte Strecke missen die Vorschriften bereits heute
umgesetzt werden.

Art. 55  Zustandigkeit

Zusatzlich zur Zustandigkeit fir den Widerruf wird auch die Zustandigkeit fir den Entzug von Bewilli-
gungen erwahnt.

Art. 55b Informationspflicht

(Art. 15a PBG)

18 Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 iiber die Fahrgast-

rechte im Kraftomnibusverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004; Fassung geméass ABI. L 55 vom
28.2.2011, S. 1. 9/16
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Waéhrend in Artikel 15a PBG die Pflicht zur Information bei Verspatungen und Ausféllen von Verbindun-
gen in allgemeiner Weise festgehalten wird, orientieren sich die Ausfihrungsbestimmungen von Arti-
kel 55b VPB am Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007%°. Sie geben im Detail vor, welche
Informationen den Reisenden vor Antritt der Fahrt (Art. 55b Abs. 1 VPB) und wahrend der Fahrt (Art.
55b Abs. 2 VPB) bekanntzugeben sind.

Im Umkehrschluss lasst sich vor diesem Hintergrund, insbesondere in Bezug auf mégliche Fahrpreis-
entschadigungen gemass den Artikeln 61 und 61b VPB, keine Pflicht der Reisenden ableiten, hinsicht-
lich etwaiger Verspatungen, Ausfélle und alternativer Reiserouten aktiv Informationen einholen zu mus-
sen. Vielmehr stehen mit den Artikeln 15a PBG und 55b VPB die Transportunternehmen in der Pflicht,
die Fahrgéaste maglichst friihzeitig iber mdgliche Verspatungen, Ausfalle und Alternativrouten zu infor-
mieren. Andererseits haben die Reisenden ihrerseits die von den Transportunternehmen angegeben
Informationen zu beriicksichtigen. Reisende, die diese Informationen ignorieren und beispielsweise ei-
nen Zug besteigen, Uber dessen Verspéatung sie das Transportunternehmen bereits informiert hat, ha-
ben keinen Anspruch auf eine Fahrpreisentschadigung, wenn sie tber Alternativen mit kiirzeren Ver-
spatungen informiert worden sind, sich jedoch dagegen entschieden haben. Unter solchen Umstanden

wirde die Geltendmachung eines Anspruchs auf Entschadigung gegen Treu und Glauben verstossen.

Art. 55¢c Beschwerden

(Art. 18 Abs. 1 Bst. ¢ PBG)

Der Wortlaut von Artikel 55¢ VPB orientiert sich weitestgehend an demjenigen von Artikel 27 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1371/2007%°. Insbesondere haben die Fahrgaste nun die Mdglichkeit, ihre Be-
schwerde bei jedem beteiligten Unternehmen einzureichen. Das bedeutet, dass der Fahrgast seine Be-
schwerde theoretisch bei jedem Transportunternehmen einreichen kann, das in seine Reise involviert
war. In der Praxis wird der Fahrgast seine Beschwerde in der Regel bei demjenigen Unternehmen ein-
reichen, bei dem er einen Nachteil erlitten hat. Es darf ihm jedoch kein Nachteil erwachsen, wenn er
seine Beschwerde bei einem beteiligten Unternehmen einreicht, das fiir den erlitenen Schaden nicht
unmittelbar verantwortlich ist. Gerade im Falle von Verspatungen ist fir Reisende mdglicherweise nur
schwer erkennbar, wo diese entstanden sind und wo sie ihren Anspruch auf Fahrpreiserstattung oder -
entschadigung geltend machen kdnnen. Dasjenige an der Reise beteiligte Unternehmen, bei dem der
Anspruch geltend gemacht wird, hat diesen deshalb auch dann auszurichten, wenn die der Beanstan-
dung zugrundeliegenden Ursachen nicht ihm zuzurechnen sind. Dem betroffenen Transportunterneh-
men steht es jedoch offen, die so erstatteten Betrage bei dem fiir den Schaden verantwortlichen Trans-

portunternehmen auf dem zivilrechtlichen Weg zurtickzufordern.

Gestitzt auf diese Bestimmung wird auch der Anhang Ziffer | Buchstabe o VPB dahingehend ange-
passt, dass im Rahmen von Konzessionsgesuchen der Transportunternehmen der Nachweis Uber das

Vorliegen eines Verfahrens zur Beschwerdebearbeitung zu erbringen ist.

19 Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 iiber die Rechte und
Pflichten der Fahrgéste im Eisenbahnverkehr, ABI. L 315 vom 3.12.2007, S. 14.
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Art. 61  Fahrpreisentschadigung

(Art. 8 Abs. 2 und Art. 21b PBG)

Die Artikel 61 und 61a VPB stiitzen sich auf die Delegationen nach den Artikeln 8 Absatz 2 und 21b
PBG. Somit gelten sie sowohl im konzessionierten Verkehr als grundséatzlich auch im bewilligten grenz-
Uberschreitenden Personenverkehr. Im grenziberschreitenden Personenverkehr wird der Anwen-
dungsbereich in den Artikeln 61 Absatz 1 und 61a Absatz 2 VPB auf den ausschliesslich grenziber-
schreitenden Eisenbahnverkehr beschrankt, der wegen seines internationalen Charakters nicht
konzessioniert ist. Von diesem Anwendungsbereich ausgenommen ist der grenziberschreitende Lini-
enbusverkehr. Fur ihn gelten die auf ihn zugeschnittenen Vorgaben in Artikel 61b VPB.

Die Festlegung der Entschadigungshéhe auf 25 respektive 50 Prozent des bezahlten Fahrpreises ori-
entiert sich an Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 1371/20072! und stellt damit die angestrebte Harmo-
nisierung im internationalen Umfeld sicher. Mit Artikel 61 VPB wird der Anspruch auf Fahrpreisentscha-

digung auf nationaler Ebene verankert.

Als bezahlter Fahrpreis gilt der Preis, der effektiv fir den Fahrausweis bezahlt wurde. Das gilt auch fir
Fahrausweise, die mit einem Halbtaxabonnement gekauft wurden. Bei Rlckreisebilletten kann sich der

Fahrpreis je nach Konstellation halbieren, was im Einzelfall zu wirdigen ist.

Die Verordnung unterscheidet zwischen Fahrpreisentschadigungen im konzessionierten Verkehr
(Art. 61 VPB) und Verspatungen im grenziberschreitenden bewilligten Linienbusverkehr (Art. 61b VPB).
Ein massgeblicher Unterschied ist dabei der Zeitpunkt der Entstehung der Verspatung. Im Falle von
Artikel 61 VPB handelt es sich um Verspatungen, welche zwischen dem Abfahrts- und dem Zielort ent-
standen sind. In Artikel 61b VPB hingegen begriinden ausschliesslich Verspatungen bei der Abfahrt
einen Entschadigungsanspruch. Diese Unterscheidung entspricht den in der EU geltenden Vorschriften.
Hintergrund dafur ist, dass die Ankunftszeit von Fernbussen ab einer gewissen Streckenlénge von zahl-
reichen ausseren Faktoren abhéangig ist, wie z. B. Berufsverkehr, Witterung, Strassenverhaltnisse, Ver-

kehrsunfalle etc.

Aufgrund der hohen Anzahl von Abonnementsinhaberinnen und -inhabern besteht ein grosses Interesse
daran, dass auch diesen Personen das Recht auf eine angemessene Entschadigung fir wiederholte
Verspatungen und Ausfélle zusteht. Dies stellt Artikel 61 Absatz 2 VPB sicher. Der Gesetzgeber (ber-
lasst es den Transportunternehmen, entsprechende Entschadigungsbedingungen zu erlassen. In die-
sen Entschadigungsbedingungen mussen die Transportunternehmen auch die Kriterien zur Bestim-
mung der Verspatung und fur die Berechnung der Entschadigung festlegen. Der Gesetzgeber macht
den Transportunternehmen diesbeziiglich ganz bewusst keine einschrankenden Vorgaben, da unter-
schiedliche Modelle in Frage kommen, wie diverse Beispiele aus dem EU-Raum zeigen. Die Entscha-
digungsbedingungen sind Bestandteil der Allgemeinen Vertragsbedingungen (AGB) der Personenbe-

forderungsvertrage der Transportunternehmen.

21 Sjehe Fussnote zu Art. 55b. 11/16
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Abonnementsinhaberinnen und -inhaber werden die erlittenen Verspatungen in der Regel nicht ab-
schliessend nachweisen kdnnen, da sie Uiber keinen Fahrausweis fur eine bestimmte Strecke und einen
definierten Zeitraum verfigen. Fur die Geltendmachung eines Entschadigungsanspruchs ist es daher
ausreichend, wenn sie glaubhaft machen kénnen, dass sie von einer Verspatung im Sinne von Artikel 61
Absatz 1 VPB betroffen waren. Wie diese Glaubhaftmachung aussehen kann, ist in den Entschédi-
gungsbedingungen der Transportunternehmen zu definieren und wird im Einzelfall zu priifen sein.

Auch wenn der Artikel von den Entschadigungsbedingungen der einzelnen Transportunternehmen
spricht, schliesst dies eine einheitliche Branchenregelung nicht aus. Ein solche brachte fir die Trans-
portunternehmen administrative Erleichterungen sowie ein fiir die Reisenden einfacheres und transpa-
renteres System mit sich: Das ist fur alle Beteiligten erstrebenswert und wird vom Gesetzgeber ge-
wilnscht. Es ist den Transportunternehmen tberlassen, sich bezuglich der Entschadigungsbedingungen
untereinander zu organisieren. Das BAV kann die jeweiligen Entschadigungsbedingungen im Rahmen

seiner Aufsichtstéatigkeit auf ihre Rechtskonformitét hin Gberprifen.

Im Zusammenhang mit der Glaubhaftmachung beziehungsweise Nachweisbarkeit geltend gemachter
Entschadigungsanspriiche stellen sich Fragen hinsichtlich des Datenschutzes. Aus den Artikeln 19 und
24 in Verbindung mit Artikel 56 Absatz 1 PBG ergibt sich, dass Vertrage tUber den Transport von Perso-
nen und Reisegepéck durch die Unternehmen des o&ffentlichen Verkehrs dem Privatrecht unterstehen.
Da die Pflicht zum Ausrichten von Fahrpreisentschadigungen auf solchen Transportvertragen basiert,
ist sie ebenso privatrechtlich begriindet. Daraus folgt, dass die Transportunternehmen bei der Abwick-
lung von Entschadigungsanspriichen privatrechtlich handeln und damit — gemass Artikel 54 Absatz 1
PBG — den Artikeln 12-15 des Bundesgesetzes vom 19. Juni 1992%? Uiber den Datenschutz (DSG)
unterstehen. Unter diesen Umstanden ist es beispielweise nicht mdglich, ohne angemessene Informa-
tion und freiwillig erteilte Einwilligung der Reisenden Standort- oder Mobilitdtsdaten zu sammeln (Art. 4
Abs. 5 DSG). Die betroffenen Reisenden mussten somit wissen, welche Daten zu welchem Zweck wie
lange bearbeitet werden. Bei Bewegungsdaten kann zudem nicht ausgeschlossen werden, dass Per-
sonlichkeitsprofile entstehen, weshalb unter Umstanden eine ausdriickliche Einwilligung notwendig
ware. Eine generelle Sammlung von Standort- und Mobilitdtsdaten auf Vorrat zum Zwecke des Nach-
weises einer Verspatung ware nicht verhaltnismassig. Handelt es sich um besonders schiitzenswerte
Personendaten oder Personlichkeitsprofile, ist eine formelle gesetzliche Grundlage erforderlich. Des
Weiteren dirfen Antrage von Reisenden auf Ausrichtung einer Fahrpreisentschadigung zwar aus buch-
halterischen Gruinden aufbewahrt, aufgrund des Zweckbindungsprinzips jedoch nicht fiir andere Zwecke
bearbeitet werden. Es wéare somit nicht statthaft, von den Transportunternehmen aus den aufbewahrten
Antragen Ruckschlisse beziiglich der Ausrichtung von Entschadigungen zu ziehen. Unter den gegebe-
nen rechtlichen Voraussetzungen ist es den Transportunternehmen nicht méglich, ohne entsprechende
Information und Einwilligung der Reisenden, Standort- und Mobilitdtsdaten zu erheben beziehungs-
weise Antrage auf Fahrpreisentschadigungen zu anderen als buchhalterischen Zwecken aufzubewah-

ren und zu verwenden.
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Hohere Gewalt, wie beispielsweise Naturkatastrophen, schliessen den Anspruch auf Fahrpreisentscha-
digung nicht aus. Der Gesetzgeber geht hier bewusst von der Kundenperspektive aus. Reisende be-
zahlen fur die punktliche Beférderung vom Abfahrts- zum Zielort. Ihnen soll durch Umsténde, auf die sie
keinen Einfluss haben und die sie nicht verschulden, kein Nachteil entstehen. Das européische Recht
sieht keine Haftungsbefreiung der Transportunternehmen aufgrund héherer Gewalt vor. Das bestétigte
auch der Europaische Gerichtshof (EuGH) mit seinem mit Urteil vom 23. September 201323, Aus all

diesen Grunden wird gewollt auf eine Ausnahmeregelung verzichtet.

Die Auszahlung der Entschadigung hat in der Regel innert 30 Tagen seit Einreichung des Antrags auf
Entschadigung zu erfolgen (Art. 61 Abs. 3 VPB). In Ausnahmefallen, z. B. aufgrund einer Haufung von
Antragen oder komplexer und schwierig zu priufender Antrage kann in Einzelféllen von dieser dreissig-

tagigen Frist abgewichen werden.

Artikel 61 Absatz 4 VPB definiert den Mindestbetrag, unter dem keine Entschadigung geschuldet ist.
Dies liegt im Interesse der Transportunternehmen. Eine unbegrenzte Entschadigungspflicht gegeniber
den Reisenden bei Verspatungen wirde den Verwaltungsaufwand fur die Behandlung der Antrége der-
art aufblahen, dass er in keinem Verhaltnis zum Interesse der Reisenden stehen wirde, in allen Fallen
eine Entschadigung zu erhalten. Diese Massnahme betrifft nur Kleinbetrage und stellt somit eine an-
nehmbare Einschrankung dar. Grundsétzlich ist bei der Berechnung der Entschadigung auf den Fahr-
preis abzustellen, der effektiv fur eine Fahrt vom Ausgangs- zum Zielort bezahlt wurde. Nicht vorgese-
hen ist die Kumulation von Entschadigungsansprichen: Jede einzelne Forderung wegen einer
Verspatung muss den Mindestbetrag erreichen. Fir Abonnemente ist diese Regelung jedoch aus meh-
reren Grinden nicht praktizierbar. Zum einen ist der Wert einer mit dem Abonnement zurtickgelegten
Fahrt schwierig zu berechnen, zum anderen ist davon auszugehen, dass eine einzelne Fahrt kaum je
den fir die Entschadigung relevanten Mindestbetrag erreicht. Deshalb stellt Artikel 61 Absatz 2 VPB die
Berechnung der Entschadigungen fir Abonnementsinhaberinnen und -inhaber auf wiederholte Verspa-

tungen und Ausféalle ab.

Um den administrativen Aufwand fir die Behandlung von Entschadigungsgesuchen nicht unnétig auf-
zublahen, wird der Betrag, unter dem die Unternehmen keine Entschadigung schulden, auf héchstens
10 Franken festgelegt. Bei einem geringfligigen administrativen Aufwand dirfen und sollen die Unter-
nehmen selbstverstandlich auch Entschadigungen ausrichten, die unter diesem Betrag liegen.

Aufgrund der technologischen Entwicklungen (z. B. vereinfachte Trackingmaéglichkeiten auf freiwilliger
Basis) ist davon auszugehen, dass sich der administrative Aufwand fir die Transportunternehmen in
Zukunft reduzieren wird. Vor diesem Hintergrund bestlinde seitens der Transportunternehmen kein
Grund mehr, in allen Fallen am Mindestbetrag von 10 Franken festzuhalten. Sofern erforderlich, wird

der Gesetzgeber dieser Entwicklung im Rahmen einer Anpassung der Verordnung Rechnung tragen.

Artikel 55b VPB definiert, welche Informationen den Reisenden vor und wahrend der Reise durch die
Transportunternehmen verfligbar zu machen sind. Die Transportunternehmen sollten auch selber ein
Interesse daran haben, Reisende maglichst friihzeitig Uber etwaige Verspéatungen zu informieren. Aus

3 Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 26. September 2013, Rechtssache C-509/11.
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diesem Grund wird Artikel 61 Absatz 5 VPB aufgenommen: Er halt den impliziten Schluss aus Arti-
kel 55b VPB dahingehend explizit fest, dass Reisende keinen Entschadigungsanspruch geltend machen
kdnnen, wenn sie vom Transportunternehmen bereits vor dem Kauf eines Fahrausweises uber eine
Verspatung informiert wurden. Darunter fallen auch geplante und vorhersehbare Verspétungen auf-

grund von Baustellen.

Artikel 61 Absatz 5 VPB definiert weiter, dass fir die Geltendmachung eines Entschadigungsanspruchs
die zwischen Ausgangs- und Zielort (Reisekette) entstandene Verspétung massgebend ist. Reisende
mussen hierfur die Fortsetzung der Reise mit gednderter Streckenfliihrung oder mit anderen Verkehrs-

mitteln in Kauf nehmen, andernfalls entféllt ein etwaiger Entschadigungsanspruch.

Art. 61la Verspatung: Unterstitzung

(Art. 8 Abs. 2 VPB und Art. 21c PBG)

Wie in den Erlauterungen zu Artikel 61 erwéhnt, stutzt sich auch Artikel 61a auf die Delegationen nach

den Artikeln 8 Absatz 2 und 21b PBG. Es wird auf die dortigen Ausfihrungen verwiesen.

Artikel 61a VPB orientiert sich am Wortlaut von Artikel 18 der Verordnung (EG) 1371/200724. Er konkre-
tisiert Artikel 21c PBG dahingehend, dass er detailliert festlegt, was den Reisenden bei einer Verspatung

zur Verfiigung zu stellen respektive anzubieten ist.

In Abweichung zur Verordnung (EG) 1371/20072° scheint es nicht erforderlich, die Eisenbahnunterneh-
men dazu zu verpflichten, auf Anfrage des Fahrgastes auf dem Fahrausweis im jeweiligen Fall zu be-
statigen, dass der Verkehrsdienst verspatet war, zum Verpassen eines Anschlusses gefiihrt hat oder
ausgefallen ist (Art. 18 Abs. 4 der Verordnung (EG) 1371/20072%). Es ist kein Grund ersichtlich, wieso
die Eisenbahnunternehmen (auch ohne rechtliche Grundlage) eine solche Dienstleistung verweigern
sollten.

Ahnliches gilt fiir Artikel 18 Absatz 5 der Verordnung (EG) 1371/2007%7, die den Eisenbahnunternehmen
vorschreibt, bei der Anwendung der Abséatze 1, 2 und 3 ein besonderes Augenmerk auf die Bedtirfnisse
von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitéat sowie etwaigen Begleit-
personen zu richten. Gestltzt auf das Diskriminierungsverbot versteht sich von selbst, dass die Bestim-
mungen von Artikel 61a VPB fir alle Reisenden gleichermassen gelten.

Art. 61b Besondere Anspriiche der Reisenden bei Verspatungen im grenziiberschreitenden Linienbus-
verkehr

(Art. 8 Abs. 2 VPB)

2 Siehe Fussnote zu Art. 55b.
% Siehe Fussnote zu Art. 55b.
% Sjehe Fussnote zu Art. 55b.
27 Siehe Fussnote zu Art. 55b.
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Wie bereits zu Artikel 61 Absatz 1 VPB erwéhnt, bezieht sich Artikel 61b VPB im Unterschied zu Artikel
61 VPB auf die Abfahrts- und nicht auf die Ankunftsverspéatung. Er orientiert sich an Artikel 19 der Ver-
ordnung (EU) 181/201128, Damit fillt er eine Regelungsliicke und stellt die Gleichwertigkeit mit dem
europdischen Recht her. Gerade dies ist im Bereich des grenziiberschreitenden Linienbusverkehrs von

grossem Interesse.

Art. 61c Vorschuss im Falle des Todes

(Art. 44a PBG)

Die Bestimmung definiert den Mindestbetrag, welcher vom Eisenbahnunternehmen im Sinne von Arti-
kel 44 PBG zu zahlen ist. Dieser betragt nach Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) 1371/2007%
21 000 Euro. Unter Beriicksichtigung des Wechselkurses sowie des Umstandes, dass die Folgekosten
eines Todesfalls in der Schweiz hdher sind als im EU-Raum, erscheint ein Vorschuss in Héhe von
40 000 Franken als angemessen.

3.9 Fahrplanverordnung vom 4. November 2009%

Art. 5 Fahrplan-Entwurf

Aufgrund der kinftigen Zustandigkeit wird der Begriff «Infrastrukturbetreiberinnen» durch den Begriff

«Trassenvergabestelle» ersetzt.

3.10 Verordnung Uber die Trassenvergabestelle (TVSV)

Art. 1 Zustandigkeiten

Die Trassenvergabestelle (TVS) ist grundsatzlich fir das interoperable Normalspurnetz zustandig. Wel-
che Strecken als interoperabel gelten, ergibt sich aus der Eisenbahnverordnung®. Dazu kommt die
Seetalbahn Lenzburg—Emmenbricke(—Luzern). Diese gilt zwar nicht als interoperabel, wird aber aus
praktischen Grinden (damit die Trassen flr diese Zlige nicht bei mehreren Stellen beantragt werden

mussen) gleichwohl der TVS unterstellt. Der Begriff «Strecken» umfasst auch die Bahnhofe.

Art. 2 Aufgaben

Die Aufgaben der TVS entsprechen im Wesentlichen denjenigen, die die heutige Trasse Schweiz AG —
und jede nicht daran beteiligte ISB — bereits heute wahrnehmen. Da die neue TVS von den Eisenbahn-
unternehmen unabhangig ist, kann ihr Aufgabenbereich allerdings erweitert werden. So wird sie fir die
Fihrung des Infrastrukturregisters nach Artikel 9f Absatz 1 Buchstabe d EBG zustandig sein; das Infra-
strukturregister ist ein fir den Netzzugang unerlassliches Instrument, das den interessierten EVU Aus-

kunft Gber die Charakteristika einer bestimmten Strecke gibt. Sie kann nichtbauliche Massnahmen bei

28 Siehe Fussnote zu Art. 52a.

2 Sjehe Fussnote zu Art. 55b.
30 SR 745.13
31 Siehe Fussnote zu Ziff. 3.5.
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Uberlasteten Strecken selbst (anstelle des BAV) verbindlich erklaren. Das Inkasso des Entgelts fiir die
Trassennutzung erfolgt neu durch die TVS. Weiter publiziert sie die Investitionsplane der ISB. Sie ist
verantwortlich fur die Fahrplanerstellung, kann mit dieser Arbeit aber Dritte beauftragen. Zur Sicherung
der Diskriminierungsfreiheit schreibt Artikel 3 diesbeziiglich strenge Rahmenbedingungen fest.

Art. 4 Ubermittlung von Informationen

Um lhre Arbeit ausfiihren zu kénnen, benétigt die TVS Einsicht in die einschldagigen Daten der ISB.
Artikel 4 verpflichtet die ISB, der TVS diese Daten zur Verfligung zu stellen.

Art. 5 Gebliihren

Die TVS finanziert sich aus Gebuhren, die sie den ISB im Verhaltnis der auf ihren Netzen zugeteilten
Trassenkilometer in Rechnung stellt. Sie informiert die ISB und das BAV jeweils tber die flr das nachste

Jahr in Rechnung gestellten Gebihren und tber die Planwerte fir die folgenden drei Jahre.

Art. 6 Ubergangsbestimmung

Die Ubergangsbestimmung legt fest, dass die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung laufenden
Trassenzuteilungen noch nach altem Recht zu erfolgen haben. Damit wird ein fir die ISB und EVU
nahtloser Ubergang sichergestellt. Der genaue Zeitpunkt wird mit der Inkraftsetzungsverordnung fest-
gelegt.

C00.2125.100.2.12321085

16/ 16



	1 Einleitung
	2 Grundzüge der Verordnungsanpassungen
	2.1  Trassenvergabestelle
	2.2  Mitwirkungsrechte
	2.3  Systemführerschaften
	2.4  RailCom
	2.5  Passagierrechte
	2.6  Diverses

	3 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
	3.1  Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 25. November 1998
	3.2  Gebührenverordnung BAV vom 25. November 1998
	3.3  Verordnung vom 14. Oktober 2015  über die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninfrastruktur (KPFV)
	3.4  Eisenbahn-Netzzugangsverordnung vom 25. November 1998  (NZV)
	3.5  Eisenbahnverordnung vom 23. November 1983
	3.6  Gütertransportverordnung vom 25. Mai 2016  (GüTV)
	3.7  Seilbahnverordnung vom 21. Dezember 2006
	3.8  Verordnung vom 4. November 2009  über die Personenbeförderung
	3.9  Fahrplanverordnung vom 4. November 2009
	3.10 Verordnung über die Trassenvergabestelle (TVSV)


